



Vor wenigen Tagen ist das sogenannte Lieferkettensorgfaltspflichtgesetz, LkSG)
in Kraft getreten. Der Regierungsentwurf hat im Rahmen der parlamentarischen
Beratung substantielle Änderungen erfahren. Das Ergebnis lässt sich thesenartig wie
folgt charakterisieren:
1. Mit diesem Gesetz kommt die Bundesrepublik völker- und europarechtlichen
Verpflichtungen nach. Diese ergeben sich insbesondere aus den UN Guiding
Principles of Business and Human Rights aus 2011, politisch implementiert durch
den 2016 verabschiedeten Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte,
sowie aus EU-Sekundärrecht (insbesondere 2014 Corporate Social Responsibility
Richtlinie und 2017 Verordnung zu sog. Konfliktrohstoffen). Adressat solcher
Verpflichtungen sind zwar grundsätzlich Staaten. Aber die Lieferkettenverantwortung
transnationaler Unternehmen ist inzwischen zu einer rechtlich verbindlichen und
eigenständigen Sorgfaltspflicht erwachsen. Diese lässt sich – vereinfacht – dahin
zusammenfassen, das Unternehmen dafür Sorge zu tragen haben, dass sie sich
nicht an schweren Menschenrechtsverletzungen beziehungsweise völkerrechtlichen
Verbrechen beteiligen (dazu schon Ambos, StV 2020, 788, 791). Dementsprechend
sprechen die UN-Leitprinzipien von einer unternehmerischen Verantwortung zur
Achtung der Menschenrechte („respect“) und der Nationale Aktionsplan von einer
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht deutscher Unternehmen.
2. Das Gesetz setzt also internationale Standards innerstaatlich um; es macht also
nicht, wie oft behauptet, deutsche Standards zum internationalen Maßstab.
3. Der Grund der gesetzgeberischen Aktivitäten auf internationaler, regionaler
und nationaler Ebene liegt im Scheitern unternehmerischer Selbstregulierung
(compliance).
4. Im Kern geht es bei der Lieferkettegesetzgebung – und so auch beim
LkSG – immer um die Aufsichtsverantwortung des transnational operierenden
Bestellerunternehmens, das eine internationale Lieferkette betreibt und deshalb
– im Sinne der oben genannten Verpflichtung – dafür Sorge tragen muss, dass
im Rahmen dieser Lieferkette die internationalen Standards nicht verletzt werden.
Es geht also beim LkSG um die Kontrolle der ausländischen Zulieferer durch das
(deutsche) Bestellerunternehmen im Rahmen seiner Aufsichtspflicht, nicht aber um
die Auferlegung unzumutbarer Produktionsbedingungen für ausländische Zulieferer
im Wege extraterritorialer Gesetzgebung.
5. Das Gesetz dient der Verhinderung und Ahndung bestimmter
menschenrechtlicher und umweltbezogener Risiken (§ 2 LkSG). Es hat also
eine präventive und repressive Komponente. Diese Ziele sollen durch die
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Statuierung bestimmter Sorgfaltspflichten (§ 3) erreicht werden (§§ 4-10),
insbesondere die Durchführung von Risikoanalysen (§ 5) und die Einrichtung eines
Beschwerdeverfahrens (§ 8). Die Erfüllung der genannten Sorgfaltspflichten soll das
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA, § 19) sicherstellen; es soll
nach pflichtgemäßem Ermessen oder auf Antrag tätig werden (§ 14 sowie 15-18)
und kann insbesondere Bußgelder verhängen (§ 24).
6. Besonders hervorzuheben ist, dass das LkSG keine Erfolgshaftung (obligation of
result) festlegt, sondern nur eine Bemühenspflicht (obligation of means) formuliert
(§ 3 Abs. 1). Das wurde durch eine Ergänzung von § 3 Abs. 1 S. 1 klargestellt,
wonach Unternehmen die genannten Sorgfaltspflichten „in angemessener
Weise zu beachten haben“ und zwar – so der neue Halbsatz – „mit dem Ziel,
menschenrechtlichen oder umweltbezogenen Risiken vorzubeugen oder sie zu
minimieren oder die Verletzung menschenrechtsbezogener oder umweltbezogener
Pflichten zu beenden.“
Die Sorgfaltspflichten regeln laut Gesetzesbegründung (BT DrS 19/30505, S. 37)
„eine Due-Diligence, das heißt eine Verfahrenspflicht: Unternehmen werden nicht
zur Garantie eines Erfolges verpflichtet, sondern zur Durchführung der konkreten
Maßnahmen, die in § 3 Absatz 1 aufgelistet sind“, und zwar „im Rahmen des konkret
Machbaren und Angemessenen“. Der Umfang der geforderten Maßnahmen ist „nicht
starr, sondern abhängig von verschiedenen Faktoren zu beurteilen, die in § 3 Absatz
2 aufgelistet sind. (…) Klar ist dabei: von keinem Unternehmen darf etwas rechtlich
und tatsächlich Unmögliches verlangt werden“, also ein Verhalten, das „gegen
geltendes Recht verstoßen“ oder mit dem das Unternehmen „aufgrund fehlender
Einflussmöglichkeit (vgl. § 3 Absatz 2 Nummer 2) an seine Grenze“ stoßen würde
(Herv. K.A.)
7. Die parlamentarische Beratung hat weiter zum Ausschluss einer spezifisch
zivilrechtlichen Haftung geführt. Auch insoweit kommt es auf den genauen Wortlaut
von § 3 Abs. 3 an:
„Eine Verletzung der Pflichten aus diesem Gesetz begründet keine
zivilrechtliche Haftung. Eine unabhängig von diesem Gesetz begründete
zivilrechtliche Haftung bleibt unberührt.“
Diese Vorschrift wurde laut Begründung (BT DrS 19/30505, S. 38) „mit dem Ziel
und der Vorstellung beschlossen, gegenüber der geltenden Rechtslage keine
zusätzlichen zivilrechtlichen Haftungsrisiken für Unternehmen zu schaffen“. Die
neuen Sorgfaltspflichten sollen vielmehr „im Verwaltungsverfahren und mit Mitteln
des Ordnungswidrigkeitsrechts durchgesetzt und sanktioniert werden. Dies ist
insbesondere im Hinblick auf § 823 Absatz 2 BGB klarzustellen. Soweit unabhängig
von den neu geschaffenen Sorgfaltspflichten bereits nach der geltenden Rechtslage
eine zivilrechtliche Haftung begründet ist, soll diese jedoch unverändert fortbestehen
und in besonders schwerwiegenden Fällen in ihrer Durchsetzung erleichtert
werden.“ (Herv. K.A.)
Schon der Wortlaut macht damit klar, dass das LkSG nicht als Schutzgesetz i.S.v.
§ 823 Abs. 2 BGB anzusehen ist; die Begründung erwähnt diesen sogar explizit. Im
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Ergebnis könnten sich Haftungsansprüche also allenfalls aus § 823 Abs. 1 ergeben,
aber nur, wenn man der Begründung folgt, „in besonders schwerwiegenden Fällen“.
8. Das Gesetz unterscheidet zwischen unmittelbaren und mittelbaren Zulieferern (§ 2
Abs. 7 u. 8). Diese Unterscheidung – in Abgrenzung zum eigenen Geschäftsbereich
(§ 2 Abs. 6) – ist im Zusammenhang mit dem Ziel einer Haftungsverringerung zu
sehen. Denn bei mittelbaren Zulieferern, mit denen das Bestellerunternehmen keine
vertraglichen Beziehungen hat (§ 2 Abs. 7 e.c.), muss das Unternehmen nur bei
„substantiierte[r] Kenntnis“ einer Rechtsverletzung bestimmte Sorgfaltsmaßnahmen
durchführen (§ 9 Abs. 3).
9. Gerade die drei letztgenannten Punkte erscheinen vor dem Hintergrund der
internationalen Vorgaben problematisch. Diese internationalen Vorgaben werden
in naher Zukunft in einer EU-Richtlinie konkretisiert werden. Das Europäische
Parlament (EP) hat insoweit am 10.3.2021 einen mit 504 von 695 Stimmen
fraktionsübergreifend angenommenen Vorschlag präsentiert. Der folgende
tabellarische Vergleich zeigt, dass das LkSG in zahlreichen Punkten hinter diesem
Vorschlag zurückbleibt. Es ist damit davon auszugehen, dass nach Verabschiedung
der Richtlinie Anpassungen vorzunehmen sein werden.
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